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1. Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 31. März 1960 

60 jA.B. 

zu 75/J A n fra g e b e a n t W 0 r tun g 

Zu Jer Anfrage der Abgeordneten Dr. P rad e r und Genossen, 

betreffend Lohnänderungen in der verstaatlichten Industrie, teilt Vize­

kanzler Dr. P i t t e r man n folgendes mit~ 

1. Auf Grund des Fahrbe~lnstigungsübereinkommens zwischen der DDSG 

und den ÖBB vom 21.10.1958, GS/F 320/9/57, standen die auf'der Schiffswerft 

Korneuburg beschäftigten Dienstnehmer der DDSG im Besitze der gleichen Fahr­

begünstigung seitens der ÖBB vüe alle anderen Di enstnehmer der DDSG. 

2. Der AQTsichtsrat der IBV hat in seiner 22~ Sitzung vom 15.12.1958 

unter TO-Punk:t 5 beschlossen, die Schiffsvlerft I{orneuburg der DDSG in eine 

eigene Aktiengesellschaft umzuyvandeln, die dadurch Tochtergesellschaft der 

DDSG werden sollte, da das gesamte Aktienkapital der Schiffswerft Korneuburg 

sich im Besitze der DDSG befindet. 

3. Hievon hat das Vorstandsmitglied der DDSG~ Dr. Franz Fillitz, 

die Generaldirektion der ÖBB mit Schreiben vom 4.8.1959 in Kenntnis gesetzt 

und zugleich mitgeteilt, dass damit die auf der Schiffswerft Korneuburg 

beschäftigten Arbeiter und .Angestellten aus dem Personalstand der DDSG ausge­

schieden sind. 

4. Die Generaldirektion der ÖBB ha t diese Mit t eilun'g mit Schreiben 

vom 13.8.1959 bestätigt und zum Ausdruck gebracht, dass sich daher das Fahr·­

begünstigungsübereinkommen vom 21.10.1958 nicht mehr 'auf die Ai'beiter und 

Angestell ten der Schiffswerft Korneuburg AG erstreckt 9 und die :O:OSG ersucht, 

die Fahrbegünstigungslegitimationen der Betroffenen einzuziehen und an die 

Generaldirektion der ÖBB ab zuführen, Als Frist hiefür vmrde der L 10.1959 

genannt. 

5. :Oiese Regelung stiess begreiflicherweise auf den 'lNic1erstam 

der Belegscho.ft der Schiffsy!/erft Korneuburg. :Oie Sektion IV wurde UILl Inter­

vention gebeten. Sie hat die Genc'raldircktion der ÖBB ersucht, vorläufig von 

der Einziehung der Fahrbegünstigungslegitimationen ab zusehen. :Oieses Schreiben 

gab Anlass zu einer Au ssprache z\'lischon den Vcrtret ern der ÖBB, :O:OSG, Schiffs­

werft Korneuburg AG und der Sektion IV und des Betriebsratsobmannes der 

Schiffswerft Korneuburg, V!ladar 9 die am 29.9.1959 stattfand. Bei dieser 

Besprechung kam zum Ausdruck, d3ss Fahrbegünstigungsübereinkommen zwischen 

Verkehrsb etrieben ab geschlo 3sen werden, demen ZW8r die ÖBB und di-e :DDSG 9 
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2 .. Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 31. l'Iärz 1960 

nicht jedoch die Schiffsvwrft Korneuourg .AG als Industrieunternehmen zugezählt 

wGrden könne. Zum teilweisen Ausgleich der Härte, die dadurch entstanden 

ist, dass durch die Umvlandlung der Schiffswerft Korneuburg in eine eigene 

ll.ktL:ngeselischaft deren Bedienstete der Fahrbegiinstigung der ührigen 

Bediensteten der DDSG verlustig gehen, hat die Generaldirektion der ÖBB 

den Dienstnehmern der Schiffswerft Korneuburg AG die Fahrbegiinstigung bis 

31.12.1959 belassen, YJofür die DDSG ihr 2ine Pauschalentschädigung von 

120.000 S bezahlte, die ihr "wiederum von der Schiffswerft Korneubur g .AG 

zu refundieren ist. Über don angeg8bcnen Z'2itpunkt hinaus die Fahrbe­

giinstigung der ÖBB den Dienstnehmern der Schif·fsvlGrft Korneuburg AG zu 

erhalten, war nicht möglich, hätte auch tatsächlich zu Beispielsfol.gen 

geführt und bei B ekalli'1.twerdon eine starke Kritik in der Ö ffent lichkei t 

hGrvorgerufen. 

6. In der Arbeitsordnung der Schi ffElvJerft Korneubur g j"G ist die 

Fahrbegünmtigung selbst nicht verankert, wohl aber Freikarten im Rahmen 

der Fahrbegiinstigung zur Erreichung des Arboitsplatzes. Diesen ll.nspruch 

auf nienstfrGikarten hat die V!or;r,"cleitung anerkannt und die Fahrtspesen der 

Auswärtswohnenden auf sich genommen, obwohl dies durchaus keine allgemeine 

Übung in der Industrie darstellt. 

7. Seitens des Bundeskanzleramtes - Verstaatlichte UnternehlTIUngen 

(Sektion IV) wurde all es unt2rnommen, um, soweit es mö glich war~ die bish~r 

"den Bediensteten der nDSG zugestandenen Fahrbegünstigungen auf den ÖBB den 

Bediensteten der nunmehr selbständig gowordGnon Schiffsworft Korneuburg AG 

zu erhalten. Soweit die Schaffung einer eigenen L.ktiengesollschaft für die. 

Schiffswerft Kornouburg AG die Ursache für den Verlust der Fahrbegünstigung 

war 9 kann hiofür das-Bundeskanzleramt - Verstaatlichte Unternehmungen . ,-

(Sektion IV) nicht veranh70rtlich gemacht vJerden9 da dar Beschluss dafür 

auf di e IBV zurückgeht. 

-O-&-.-c-.-
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1. Bogen ParlamentskorreSDondenz 1. April 1960 

Sanierung der Krankenkassen nächste 1.'Toche im Parlament 

Im Arbeitskalender der gesetzgebenden Körperschaften hat sich für 

nächste Woche eine Änderung ergeben, da in dieser "Woche vo~aussichtlich 

noch die für die Sanierung der Krankenkassen notwendigen Gesetze be­

schlossen werden sollen~ 

Die nächste Sitzung des Nationalrates wird, wie bereits gemeldet, 

am Dienstag~ den 5. April (11 Uhr), stattfinden. Auf der Tagesordnung sind 

acht Vorlagen, und zwar vier Bundesgesetze, nämlich das Glücksspielgesetz 9 

das Ab zeichengeset z 9 die Apothekengeset znovelle 1960 und die 2. Markt­

ordnungsgesetz-Novelle sowie drei internationale Übereinkommen bzw. ein 

Bericht. 

Die nächstdarauffolgende Sitzung des Nationalrates wird voraussicht­

lich am Mitt"woch 9 den 6. April, vormittag statitfinden. Für diese Si tzung 

kämsn die vom Ausschuss verabschiedeten Gesetzesvorlagen zur Sanierung 

der Krankenkassen in Betracht. 

Die vom Nationalrat in diesen zwei Sitzungen beschlossenen Vorlagen 

werden vO)Jl Bundesrat no ch in der gleichen Wo che in Beratung gezogen vlerden? 

die für Donnerstag, den 7. April, anberaumte 159. Sitzung des Bundesra tes 

wurde auf Freitag, den 8. April 19609 9 Uhr, verschoben. 

-.-.-.-.-.-
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